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Zusatzvereinbarung zur einvernehmlichen Regelung
vom 4. August 2014

gemäss Art. 9 Preisüberwachungsgesetz (PüG; SR 942.20)

zwischen dem

Verband öffentlicher Verkehr VÖV

Vertreten durch Alexander Stüssi, Stellvertreter des Direktors Vö V

Dählhölzliweg 72

3000 Bern 6

und dem

Preisüberwacher

Stefan Meierhans

Einsteinstrasse 2, 3003 Bern

betreffend

Weitere Massnahmen betreffend die Gesamtermässigungsvorgabe
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1. Präambel

Die einvernehmliche Regelung vom 4. August 2014 (eR) hält in Ziff. IV fest, dass die
Kontingente der „Rabattbillette“ gemäss Ziff. 11(3) weiterentwickelt und angepasst werden
können, um die Marktnachfrage bestmöglich zu stimulieren. Im Nachgang zur Information
vom 1.6.2015 gemäss Ziff. lii der eR wurde beschlossen, eine zusätzliche Massnahme zu
vereinbaren, welche in Ergänzung zu den vereinbarten „Rabaifbilletten“ an die
Gesamtermässigungsvorgabe von CHF 29.2 Millionen angerechnet werden soll.

II. Zusatzmassnahme

Gutscheine der SBB in Höhe von CHF 10 Franken werden mindestens in den Jahren 2015
und 2016 an alle Halbtaxbesitzerinnen und -besitzer verteilt (Arbeitstitel. „eR-Gutschein).
Diese sind auf dem gesamten Sortiment des Direkten Verkehrs (DV) gültig und können
bezüglich ihrer Einlösefrist begrenzt werden. Sie unterliegen darüber hinaus keinen
Restriktionen, die über den Wortlaut dieser Zusatzvereinbarung hinausgehen. Diese „eR
Gutscheine“ gehen finanziell ausschliesslich zu Lasten der SBB, Geschäftsbereich
Fernverkehr. Nur die eingelösten „eR-Gutscheine‘ sind an die Gesamtermässigungsvorgabe
anrechenbar. Die Anrechnung erfolgt im Jahr, in welchem sie effektiv von der
Halbtaxbesitzerin/vom Halbtaxbesitzer zur Vergünstigung eines Produkts des DV eingesetzt
wurden.

Die SBB erheben Anzahl und Zeitpunkt der Einlösungen und weisen diese mindestens im
Rahmen des jährlichen, regulären Reportings (Ziff. III der eR) aus.

Soweit die vorliegende Zusatzvereinbarung keine Regelungen enthält, gelten die
Bestimmungen der eingangs erwähnten einvernehmlichen Regelung vom 4. August 2015
inklusive sämtlichen darin genannten Vertragsbestandteilen.

III. Übertragbarkeit Folgejahr

Falls mit den „Rabattbilleften“ und den eingelösten Gutscheinen gemäss Ziff. II in einem Jahr
mehr als die Gesamtermässigungsvorgabe von CHF 29.2 Millionen erreicht wird, darf der
die CHF 29.2 Millionen übersteigende Betrag an die Gesamtermässigungsvorgabe des
Folgejahres angerechnet werden.

IV. Anrechenbarkeit „Raballbillette“

Als „Rabattbillette“ werden alle (Teil-) Verbindungen der Sparbiflette angerechnet, auf denen
die SBB in Femverkehrszügen zwischen 30% und 50% Rabatt gewährt.

V. Vorbehalte

Die Aufhebung oder Änderung der vorliegenden Zusatzvereinbarung ist nur bei einer
wesentlichen Veränderung der tatsächlichen Verhältnisse möglich (Art. 11 Abs. 2 PÜG).

VI. Sanktionen

Bei Zuwiderhandlungen gegen diese Zusatzvereinbarung kommen Art. 23 und 25 PüG zur
Anwendung.
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VII. Kommunikation

Die Parteien koordinieren die Kommunikation dieser Zusatzvereinbarung gegenüber der
Öffentlichkeit.

Bern, 14. Juli 2015

VÖV
Leiter Recht und Ressourcen

Stellvertreter des Direktors

Alexander Stüssi

Der Preisüberwacher
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